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 Wir zeigen den Weg! So

„.ı Die Mission (1987)

Nicht nur in der Fremdeist der
Fremde fremd...

Aufbruch oder Krise des völkerrechtlichen Minder-
heitenschutzes im Rahmen der Vereinten Nationen?

YeaLeıldalld

er Verfall staatlicher Strukturen in
D Osteuropa mit der Folge von

Staatsgründungen unter Berufung
auf das „Selbstbestimmungsrechtder Völ-
ker“ hat auch in der juristischen Offent-
lichkeit dazu geführt, die Losung „jedem
Volk seinen Staat“ als Patentlösung ethni-
scher oder religiöser Konflikte anzuse-
hen. In den Hintergrund sind dabei die Be-
mühungen um die Ausgestaltung des Min-
derheitenschutzes jenseits des „Selbstbe-
stimmungsrechts der Völker“ in den Ver-
einten Nationen getreten, die Gegenstand
des folgenden Beitrags sind. Aktueller
Anlaß ist die Annahme der Minderheiten-
schutzdeklaration durch die 47. General-
versammlung der Vereinten Nationen am
18. Dezember 1992 und die Erklärung des
Jahres 1993 zum Internationalen Jahr der
autochtonen Bevölkerungsgruppen.

Der Glaube, durch einen auf das Indivi-

duum bezogenen Menschenrechtsschutz
automatisch auch einen hinreichenden
Minderheitenschutz zu erreichen, be-
herrschte die Nachkriegszeit' und existiert
zum Teil heute noch?. So gelang es 1948
auch noch nicht, eine minderheitenschüt-
zende Vorschrift in die Allgemeine Erklä-
rung der Menschenrechte zu integrieren,

vielmehr wurde der Wille, dem Schicksal
der Minderheiten nicht indifferent gegen-
überzustehen, lediglich in einer Resolu-
tion kundgetan’. Ein Wandel auf univer-
sell-völkerrechtlicher Ebene setzte erst

Anfang der sechziger Jahre ein. Der In-

ternationale Pakt über bürgerliche und po-

litische Rechte (IPbpR), der am 16.12.
1966 durch die Generalversammlung der

Vereinten Nationen angenommen wurde
und 1976 in Kraft getreten ist, enthält mit

Art. 27 eine minderheitenschützende Vor-

schrift‘. Der IPbpR ist ein multilateraler
völkerrechtlicher Vertrag, der 87 Staaten
(Stand 1.8.1989) bindet’. Konventionsor-
gan ist der Menschenrechtsausschuß

(MRA) nach Art. 30ff. Durchsetzungsin-
strumente sind zum einen nach Art. 41 die

Staatenbeschwerde vor dem MRA,d.h.

die Mitteilung eines Vertragsstaates über
Menschenrechtsverletzungen in einem
anderen“. Ferner besteht nach einem Fa-

kultativprotokoll die Möglichkeit der In-
dividualbeschwerde vor dem MRA. Die

Staatenbeschwerde, die erst nach einer zu-

sätzlichen Unterwerfungserklärung des
Mitgliedstaates eröffnet wird, und die In-
dividualbeschwerde werden jedoch im
Gegensatz zum Rest des Paktes von deut-

lich weniger Staaten anerkannt’. Auch die
Bundesrepublik entzieht sich diesem In-

strumentarium.
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Umfang des Minderheitenschuizes
nach Art. 27IPbpR

1978 bemühte sich erstmals ein Mit-
gliedstaat um die umfassende Konkretisie-
rung des Minderheitenschutzes nach Art.
27 IPbpR mittels „soft law“: Jugoslawien
unterbreitete auf der 34. Tagung der Men-
schenrechtskommission (MRK) einen

Vorschlag zur Verabschiedung einer Min-
derheitenschutzdeklaration®.

Charakteristisch an diesem Entwurf
war, daß er die Minderheiten selbst und
nicht die zu ihr gehörendenIndividuen als
Rechtssubjekte ansah. Dieser kollektiv-
rechtliche Ansatz wurde von den westli-
chen Staaten und der ihr angehörenden
Völkerrechtsliteratur nachhaltig  kriti-
siert. Die Frage, ob konzeptionell Grup-

penrechten oder Individualrechten beim
Minderheitenschutz der Vorzug zu geben
ist, war in den vergangenen Jahrzehnten

folglich auch ein Hauptstreitpunkt bei der
Auslegung des Art. 27 IPbpR,dessen For-
mulierung Ergebnis eines Kompromisses
zwischen liberal-individualistischem und
sozialistischem Menschenrechtsverständ-
nis ist: Rechtsträger des Art. 27 IPbpRist
nach dem Wortlaut der Angehörige einer

Minderheit. Von den Rechten im Rahmen
des Schutzbereichs des Art. 27 IPbpR Ge-
brauch zu machenistjedoch ein Kollektiv-

verhalten, das dem Wortlaut nach „mit an-
deren Angehörigen der Gruppe“ ausgeübt
wird.

Der kollektive Charakter, nämlich daß
Art. 27 IPbpR notwendig die Existenz der
Gruppe voraussetzt, wird grundsätzlich
nicht geleugnet und zum Teil auch als kol-

lektiver Bestandsschutz interpretiert", je-
doch gibt es deutliche Stimmen dagegen,
daß die Minderheit als Gesamtheit Rechte

habe''. In Anlehnung an die Resolution
der Generalversammlung vom 10.12.
1948, die Minderheiten als Gesamtheit an-

spricht, wird Minderheitenschutz in der

Literatur dennoch zunehmend als Grup-
penschutz verstanden. Nach Renate Oxen-

knecht umfaßt der Gruppenschutz na-
mentlich politische Partizipationsrechte
durch Dezentralisation, Vertretung ethni-

scher Gruppenin Legislative und Exekuti-
ve, sowie Gruppenrechte in Erziehung
und Kultur'?.

In der jetzt von der Generalversamm-
lung angenommenen Minderheiten-
schutzdeklaration finden sich allerdings

kaum kollektivrechtliche Elemente", Le-
diglich Art.1 der Deklaration gewährlei-
stet bei wohlwollender Interpretation ei-
nen Bestandsschutz'*. Die folgenden Arti-
kel machen jedoch mit ihrer einleitenden
Formulierung „Persons belonging to mi-
norities have the right ...“ klar, welches
Menschenrechtsverständnis sich durchge-
setzt hat.

An Klarheit hinsichtlich des Rechtssub-
jekts ist damit aber — entgegen den Kriti-
kern der Gruppenrechte — noch nichts ge-
wonnen: Die Definition des Angehörigen
einer Gruppe setzt notwendigerweise ei-

nen Minderheitenbegriff voraus. Der
Minderheitenbegriff ist ein bis heute un-
gelöster Streitpunkt bei Art. 27 IPbpR.
Auch in der Deklaration konnten sich die
UN-Gremien nicht auf eine Definition ei-
nigen, die Frage wurde ausgeklammert.
Die in der Literatur vorherrschende De-

finition lieferte Francesco Capotorti, der
damalige Sonderberichterstatter der Un-
terkommission zur Verhütung von Diskri-
minierung und für Minderheitenschutz in

seiner „Study on the Rights of Persons be-
longing to Ethnic, Religious and Lingui-
stic Minorities“ 1977. In Anlehnung an

die Rechtsprechung des StändigenIGH
und an Vorschläge einer Vielzahl von Re-
gierungen sowie der MRK" bezeichneter
Minderheiten als „eine der übrigen Bevöl-
kerung eines Staates zahlenmäßig unterle-
gene Gruppe, die keine beherrschende
Stellung einnimmt, deren Angehörige —

Bürgerdieses Staates — in ethnischer,reli-
giöser oder sprachlicher Hinsicht Merk-
male aufweisen, die sie von der übrigen

Bevölkerung unterscheiden, und die, zu-
mindest implizit, ein Gefühl der Solidari-
tät bezeigen, das auf die Bewahrung der
eigenen Kultur, der eigenen Traditionen,
der eigenen Religion oder der eigenen
Sprachegerichtetist“'®,

‚Die Situation in der

Bundesrepublik Deutschland

Von der Bundesrepublik Deutschland
werden Dänen, Friesen und Sorben als

Minderheiten i.S.d. Art. 27 IPbpR aner-
kannt. Im nationalen Recht finden sich
entspechende Schutzbestimmungenin den
Landesverfassungen von Schleswig-Hol-

stein, Brandenburg und Sachsen, früher

hinsichtlich der Sorben auch in der DDR-
Verfassung”.

Esfällt auf, daß die BRD den Minder-
heitenbegriff sehr restriktiv auslegt, wenn
es um die Minderheiten im eigenen Land
geht'*: Großen Teilen der „nicht-deutsch-
stämmigen“ Bevölkerung werden Min-
derheitenrechte verweigert. Weder Ar-
beitsimigrantInnen noch Sinti und Roma
werden von der BRD als Minderheiten
i.S.d. Art. 27 TPbpR anerkannt.
Der Minderheitenschutz für Arbeitsim-

migrantInnen, die schon mehrere Gene-

 

rationen in einem bestimmten Staat leben
ist, auch in der internationalen Literatur

umstritten’. In der Tat erscheint es zwei-
felhaft, ob gegenwärtig beispielsweise die

in der Bundesrepublik lebenden TürkIn-
nen pauschal unter die Definition von
Capotorti zu subsumierensind.
Die Verweigerung des Schutzes aus

Art. 27 IPbpR für Sinti und Roma durch
die Bundesrepublik ist jedoch völker-
rechtswidrig: Roma leben seit über 500
Jahren auf dem Gebiet der Bundesrepu-
blik, Sinti seit über 100 Jahren. Sie unter-
scheiden sich zumindestin ethnischer wie
sprachlicher Hinsicht von der Mehrheits-
bevölkerung, und das von der Capotorti-
Definition geforderte Soldaritätsmoment
kann ihnen kaum abgesprochen werden.
Die Mehrheit der Völkerrechtsliteratur
betrachtet daher zumindest die Romain
Europa bzw. in Deutschland als Minder-
heiten i.8.d. Art. 27 IPbpR”, „Gypsies“
werden in Europa von Norwegen, Spani-
en und Portugal ausdrücklich als Minder-
heiten anerkannt?'.
Genügend Beispiele für die Diskrimi-

nierung von Sinti und Roma und die Miß-
achtung der völkerrechtlichen Verpflich-
tungen finden sich in der bundesrepubli-
kanischen Rechtspraxis: Den Sinti und
Roma wurde nach dem Zweiten Weltkrieg
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die Wiedergutmachung verweigert, an-
ders als bei anderen Verfolgten des Natio-

nalsozialismus”. In Rechtsquellen wird
ihre Lebensweise nicht als gleichwertig
und in gleicher Weise schützenswert wie

die Lebensweise des „Mehrheitsvolkes“
anerkannt: Die Bayerische Landfahrer-
ordnung von 1953* (bis 1970 in Kraft),
ein Sondergesetz zur Behandlung von Sin-
ti und Roma, wie die Ausführungsbestim-
mungen zeigen, spart nicht mit Grund-
rechiseingriffen. Die gesamte Lebenswei-

se der Sinti und Roma steht unter einem
Erlaubnisvorbehalt: Das „Umherziehen“
(Art. 2), das Halten von Tieren (Art. 4),

der Besitz von Messern (Art. 5); die Le-

bensweise im „Familienverband oder in
einer Horde“ (Legaldefinition für Horde
in Art. 6 Abs. 2) ist „landfahrerbuch-
pflichtig* ete. etc. Die Ausführungsbe-
stimmungen” erinnern in ihrer Sprache an
ähnliche nationalsozialistische Vorschrif-

ten. Der baden-württembergische Sozial-
bericht von 1972 charakterisiert Sinti und
Romaals Menschen, die „im Gefühl und
nicht im Kopf überlegen, die nicht unter-
scheiden zwischen Gut und Böse, die ihre
unterdurchschnittliche Intelligenz meist
durch Redegewandtheit, Witz und Ver-

schlagenheit tarnen.“” Die Zuweisung
von Lagerplätzen an Sinti und Roma wird
in der Rechtswissenschaft und praxis als
Maßnahme der Gefahrenabwehr (welche
Gefahr wird hier von wem abgewehrt?)
angesehen“®. Auch die von einigen Lan-
desregierungen verfolgte Politik, „Zigeu-
nersiedlungen* aufzulösen” und die
Familien in die Gemeinden zu integrieren
stellt eine Verletzung des in Art. 27 IPbpR

garantierten Schutzes vor Zwangsassimi-

lierung dar.
Die Haltung, die die Vertreter(Innen?)

der Bundesrepublik bei den Beratungen
um die Minderheitenschutzdeklaration

 

1992 in den UN-Gremien eingenommen
haben, erscheint dann nur konsequent:
Nach der Verabschiedung des Textes in
der MRK hat Deutschland eine Erklärung

abgegeben, daß die Bundesrepublik unter
Minderheiten nur „klar definierte und un-

terscheidbare Gruppen, die lange auf dem
Territorium eines Staates gelebt haben“
versteht. Hintergrund dieser Erklärung,
die weder im Wortlaut des Art. 27 IPbpR
noch in der „h.M.“ der völkerrechtlichen
Literatur eine Stütze findet,ist die Politik
gegenüber den Romain Deutschland. Am
4. März 1992 beantragte die deutsche De-

legation in der MRK die Einschränkung
einer Resolution, mit der der Berichter-

statter aufgefordert wurde, sein Augen-
merk besonders auf die Lebensbedingun-
gen der Roma zu richten, dahingehend,
daß nur solche Staaten untersucht werden

sollen, „in denen Roma traditionell als
Staatsangehörige leben“. Dieser Vorstoß
wurde mit 16 zu 3 Stimmen bei 27 Enthal-
tungen abgelehnt. Daraufhin enthielt sich
die BRD zusammen mit sieben anderen
Staaten bei der Abstimmung über die De-
klaration. Der deutsche Vertreter begrün-
dete dies damit, daß Roma in Deutsch-
land, wo sie „keinerlei Diskriminierung“
unterworfen seien, nicht als Minderheit
gelten und im Übrigen jeder, der sich un-
rechtmäßig in Deutschland aufhalte, aus-
gewiesen werden könne?®,

Indigene Völker”

Die Unterdrückung der indianischen
Völker in vielen süd- und mittelamerika-
nischen Staaten, die relative Rechtlosig-

keit der Urbevölkerung in den USA und
Kanada, das schleichende Sterben der
Aboriginie-Kultur in Australien — es gibt
viele Belege dafür, daß eines der vor-

dringlichsten Ziele des völkerrechtlichen
Minderheitenschutzes der Schutz der indi-
genen Völkersein muß?
Nahezu unstrittig”! ist spätestensseit der

Lovelace-Entscheidung” des MRA, daß
indigene Völker in der Regel auch Min-
derheiten i.$.d. Art. 27 IPbpR sind. Der
MRA hatin der Entscheidung bei der Fra-
ge nach der Zugehörigkeit zu einer Min-

derheit i.S.d. Art. 27.IPbpR lediglich an
die ethnische Zugehörigkeit zum Stamm
der Maliseet-Indianer angeknüpft. Maß-

geblich für die Entscheidung war weiter-
hin, daß die Beschwerdeführerin in einem
Reservat aufgewachsen ist”, Entschei-
dend ist hiernach nicht, daß die Minder-
heitenzugehörigkeit durch nationales
Recht‘* gesichert ist. Auch eine Nichtan-
erkennung durch Stammesangehörige,

wie im zu entscheidenden Fall, berührt die

Qualifikation als Angehörige einer Min-
derheit nach Ansicht des MRA nicht, zu-
mindest insoweit kein vernünftiger Grund
für die Stammesentscheidung erkennbar
ist”,

Viele indigene Völker betrachten sich
nicht als Minderheit in einem Mehrheits-
staat, sondern als Nationen’®, miteiner ge-
wachsenen, oft jahrtausende alten Rechts-

und Verwaltungstradition, die gleichwohl
nur sehr selten die staatliche Souveränität
anstreben. Wie die Rechts- und Verwal-
tungstradition der Indianer neben der

Struktur eines modernen Staates steht und
welche Konflikte dabei entstehen, zeigt

das Beispiel Mexico:

Neben der gemeindlichen Selbstver-
waltung (gem. Art. 115 Mexikanische
Verfassung) gibt es in den indianischen

Regionen des Südens traditionelle Ele-
mente des Selbstverwaltung, die gewohn-
heitsrechtlichen Charakter haben und sich



3193

 

auf das Innenverhältnis der indianischen

Dorfgemeinschaften beziehen.

In Gemeinden im Bundesstaat Chiapas
drückt sich dieses Nebeneinander auch in
der Verwaltungsstruktur aus: Offiziell
wird die „Gemeinderegierung“ in ein
ayuntamiento constitucional, das die Ge-

meinde nach außen vertritt, und ein ayun-
tamiento regional, daß auf traditioneller
Rechtsgrundlage für die inneren Angele-
genheiten zuständigist, aufgeteilt?”.

Defacto wird vonindianischerSeite al-
lerdings über mangelnde Anerkennung
der internen Rechtspraxis geklagt”. Nicht
zu vergessenist hierbei, daß die meisten
Indianer in ihrem Rechtsbewußtsein von
der eigenen Rechtsordnung mehr geprägt
werden als vom mexikanischen Bundes-

recht: Konflikte mit dem Bundesrecht sind
unvermeidbar und führen auch in Mexico
zur massenhaften Inhaftierung von India-
nern, nach Vorschriften, die im indiani-

schen Rechtsverständis keinen Platz ha-
ben: Traditionelle Heilkurst und religöse
Zeremonien werden durch die Betäu-

bungsmittelgesetzgebung kriminalisiert.
Ratsversammlungen verstoßen angeblich
gegen die öffentliche Sicherheit und Ord-

nung”.
1971 wurde die Unterkommission zur

Verhinderung von Diskriminierung und
für den Schutz der Minderheiten, die der

Menschenrechtskommission beim ECO-
SOC untergeordnet ist, mit einer Studie

über das Problem der Diskriminierung in-
digener Völker beauftragt. Berichterstat-
ter war der Mexikaner Jose R. Martinez
Cobo. Die Studie, die in ihrem ersten Teil

nach möglichen Schutzansatzpunkten

(special areas for action) geordnet, Stel-
lungnahmen von Regierungen aus 37 Na-
tionen, Organen der UN, NGOs und der
OASenthält, sowie in einem zweiten Teil
neben einer Zusammenfassung Schlußfol-
gerungen und Empfehlungen formuliert,

wurde 1986 vollständig veröffentlicht.
Hinsichtlich der Frage, wer Gegenstand

der Untersuchung sei, wurde zunächst
von einer „Arbeitsdefinition“ ausgegan-

gen, die objektive wie subjektive Elemen-
te enthielt”. Letzlich kam man aber zu

dem Schluß, daß die Frage der Definition

den indigenen Gemeinschaften selbst
überlassen werden muß*!, Im Ergebnis
bejaht der Cobo-Report sowohl das indivi-
duelle Selbstidentifikationsrecht”, als
auch das Recht der Gemeinschaft, zu be-
stimmen, wer zu ihnen gehört”.
Der Report hat — trotz methodischer

Schwächen — dazu geführt, daß sich die
Diskussion um den Schutz indigener Völ-
ker von den abstrakten dogmatischen

Streitfragen um Art. 27 IPbpR entfernt hat
und sich an den spezifischen Bedürfnissen
orientiert: Anhand der folgenden Empfeh-
lungen des Reports“ für die Kultur-, Sozi-
al- und Rechtspolitik sowie für die Ausge- _
staltung von Landrechten soll dies ver-
deutlicht werden:

Staatliche Kulturpolitik muß im Kon-
text der Wahrnehmung der Existenz indi-

 ... oder so: Aguirre, der

Zorn Gottes (1972)

gener Völker und auf der Basis der Re-
spektierung erfolgen und dabei die Auto-
nomie der Beyölkerungen anerkennen und
eine intervenierende Politik aufgeben.

Insbesondereist eine Koexistenz von indi-
genen Rechtssätzen und nationalem Recht
(„legal pluralism“) anzustreben. Der Vor-
rang des nationalen Rechts ist diesbezüg-
lich rechtfertigungsbedürftig. In zivil-
rechtlichen Fragen des Grundstücksrechts
und des Erbrechts sind unwillkommenes
Eingreifen, Beschränkungen und Restrik-
tionen durch die Regierungen aufzuge-
ben. Die Ehe nach indigenem Recht muß

durch den Staat anerkannt werden.Beial-
[em ist zu beachten, daß) die Angehörigen
indigener Völker eine angemessene Un-
terstützung im Umgang mit dem nationa-
len Recht z.B. in Form der Rechtsbera-
tung erhalten. Die Bekanntgabe der natio-
nalen Rechtssätze muß auch gegenüberin-
digenen Völkernerfolgen,“
Die Bedeutung des Landes besteht für

indigene Völker nicht nur im Eigentum
und der Eigenschaft als Produktionsfak-
tor/-mittel. Das spirituelle Verständnis
von „Mutter Erde“ als Basis aller Existenz
ist essentiell. Ein unrechtmäßiger Er-
werb von Landsollte von Anfang an un-
wirksam sein, ebenso wie der gutgläubige
Erwerb von solchem Land“. Technische
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und finanzielle Hilfe gegen Beeinträchti-
gung der Landrechte durch multinationale
Konzerne muß geleistet werden, ebenso
wie wirksamerechtliche Hilfen beim Gel-
tendmachen der Rechte*. Gemeineigen-
tum der Gemeinschaften am Land und die
Möglichkeit des traditionellen Wirtschaf-

tens ist zu gewährleisten. Die Rohstoff-
ausbeutung ist Sache der indigenen Völ-
ker, deren Land auch von der Rohstoff-

ausbeute durch Dritte geschützt werden
muß, Die ökologischen Einflüsse des Ab-
baus von Rohstoffen auf nicht erneuerbare
Ressourcen, die für indigene Völker über-
lebenswichtig sind, müssen dringend un-
tersucht werden. Sollte das ökologische
Gleichgewicht der Gebiete der indigenen
Völker zerstört sein, müssen ihnen neue

Möglichkeiten des Lebens eröffnet wer-
den. Dies muß in Übereinstimmung mit
der kulturellen Identität der Gruppen ge-
schehen”. Der Berichterstatter erwähnt,
daß die Abkehr von Traditionen bei den
indigenen Gemeinschaften zu Umweltzer-
störung durch die Gemeinschaften führen
kann’. Der Landerwerb für Gemein-
schaften in Zusammenhang mit Agrarre-
formprogrammensoll gefördert werden,
die Priorität liegt aber bei der Rückgabe
von Land’!. Zur Umsetzung dieser Rechte
sollen alle Regierungen in Verhandlungen
mit den betreffenden Organisationen und
Kommunalbehördentreten”.

Seit 1982 ist der Unterkommission zur
Verhinderung von Diskriminierung und
für den Schutz von Minderheiten eine Ar-
beitsgruppe für Indigene Bevölkerungen
untergeordnet. Die Besonderheit dieses
Gremiumsliegt darin, daß an der jährli-
chen Konferenz, die im Vorfeld der
Herbsttagung der Unterkommissionstatt-
findet, neben den in den NGOsorganisier-
ten Vertretern von indigenen Völkern
auch nichtorganisierte Sprecher und.Ein-
zelpersonen teilnehmen können. 1985 hat
die Arbeitsgruppe von der MRK den Auf-
trag erhalten, einen Deklarationsentwurf

über die Rechte indigener Völker auszuar-
beiten. Mit dem Bericht vom 20.8.1992°°
hat die Arbeitsgruppe unter der Leitung
von Frica-Irene A. Daes nun einen De-
klarationsentwurf vorgelegt, der in vielen
Punkten die Empfehlungen des Cobo-
Reports aufgreift und weiterentwickelt.
So wird im Entwurf auch das Modell des
„legal pluralism“ konkretisiert: Das
Recht auf Bewahrung und Entwicklung ei-
ner eigenen Rechtsordnung im Rahmen

der völkerrechtlichen Schranken wird ge-
währleistet (8 37). DerStaatist verpflich-
tet, Maßnahmen zu treffen, um Eingriffe
in die traditionellen Rechts- und Verwal-
tungssysteme zu verhindern ($ 16).

„legalpluralism“:postmoderne
Lösungmittels Gruppenrechten?

In der Minderheitenschutzdeklaration
hat sich die beim Schutz indigener Völker
entwickelte Tendenz zum Kollektivschutz

nur geringfügig niedergeschlagen,
Gleichwohl liegt m.E. hier die Zukunft
des Minderheitenschutzes: Eine Umori-

entierung auf die spezifischen Schutzbe-
dürfnisse der Minderheiten ist notwendig,
und zwar nicht durch die Brille des libera-
listisch-individualistisch geprägten
Rechtsverständnisses, sondern unter Be-
rücksichtigung des Rechtsverständnisses
der zu Schützenden. Daß der westlich-li-
beralistische Individualschutz am Rechts-
güterverständnis traditioneller indigener
Rechtssysteme vorbeigeht, haben die Un-
tersuchungen zum Schutz indigener Völ-
ker gezeigt.

Ein Konzept kann der von Cobo ge-
nannte „legal pluralism-‘ sein: Konkreti-
siert werden könnte dieser Ansatz durch
eine Schutznorm,die ein „Recht auf eige-
nes Innenrecht“ garantiert: Im Innenver-
hältnis regelt die Gemeinschaft intrakom-
munale Angelegenheiten mittels eigener
Exekutive, Legislative und Judikative.
Träger von Gruppenrechten ist eine je
nach Ausgestaltung durch das Innenrecht
lokal und personell begrenzte Gemein-
schaft. Ausgeübt werden die Rechte durch
die Organe der Gemeinschaft. Das Innen-
recht bleibt aber auf Nicht-Mitglieder der
Minderheit bzw. Gemeinschaft unan-
wendbar. Ein solcher Autonomieansatz
mit fließenden Grenzen zum bisher do-
gmatisch sehr diffusen, aber an einem ter-
ritorialen Ansatz festhaltenden internen
Selbstbestimmungsrecht der Völker wäre
letztlich ein „Dritter Weg“ zwischen ex-
ternem Selbstbestimmungsrecht der Völ-
ker und traditionellem individualrechtli-
chem Minderheitenschutz,

In einem Rechtssystem mit hoher Rege-

lungsdichte wie der Bundesrepublik stößt
das Konzept des „legal pluralism“ sicher-

lich schnell an Grenzen. Nichtsdestotrotz
wird man sich auch hier langsam Gedan-
ken machen müssen, wie sich in einer mul-
tikulturellen Gesellschaft kulturelle
Schutzbedürfnisse und unterschiedliche
Rechtsgutsverständnisse auch in der
Rechtsordnung niederschlagen.
Die Fixierung auf eine innere Rechts-

setzungsautonomie darf aber nicht dazu
führen, ein weiteres zentrales Anliegen
des Minderheitenschutzes aus den Augen
zu verlieren: die politische Partizipation,
bei der die Spielregeln der Mehrheitsge-
sellschaft gelten. Bernhard Graefrath dia-
gnostiziert diesbezüglich in der neuesten
Mikmag-Entscheidung des MRA eine ge-
fährliche Tendenz: Die Entscheidung zu
Art. 25a IPbpR nimmt im Ergebnis eine
Festlegung auf ein repräsentatives Demo-
kratiemodell vor‘. Minderheiten sind in
den Gremien der repräsentativen Demo-
kratie zwangsläufig irgendwann unterre-
präsentiert: in kleinen Gremien nämlich

gar nicht. In der Möglichkeit informaler
Einflußnahme — Graefrath bezieht die
Entscheidung nicht durch Zufall auf die
Verfassungsdiskussion und die Institution
des Runden Tisches — und nicht in den Or-

ganen der repräsentativen Demokratie

liegt die Zukunft einer Partizipation der
Minderheiten im Mehrheitsstaat.

Frank Schreiber studiert Jura in Mar-

burg und ist im BAKJ sowiebei den al-
ternativen, sozialen und demokrati-
schen FachschafterInnen aktiv.

FoR
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48 Cobo, Kap. XXII, Nrn, 530,533, 534

49 Zusammenfassung vonCobo, Kap. XXI,

Nm.536-555
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